
Das Pflegeneuordnungsgesetz – PNOG

Katja Kruse, Justiziarin beim bvkm

Die vorliegende Präsentation wurde erstellt für das Online-Live-Seminar zum 
Sozialpolitischen Fachtag des bvkm am 18. Juni 2026 
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Das Gesetzgebungsverfahren 

▪Referentenentwurf des Bundes-
ministeriums für Gesundheit 
(BMG) für das Pflegeneuord-
nungsgesetz (PNOG)

▪Versendet am Freitag, 5. Juni

▪ Stellungnahmefrist: Mittwoch, 
10. Juni, 13 Uhr (= 3 Werktage!)

▪Verbändeanhörung beim BMG: 
10. Juni, 9 bis 12 Uhr
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https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/P/RefE-Pflegeneuordnungsgesetz_PNOG.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/P/RefE-Pflegeneuordnungsgesetz_PNOG.pdf


Das Gesetzgebungsverfahren 

» Kabinettsbeschluss vorgesehen für: 24. Juni 2026

» Reform soll noch vor der Sommerpause in das parlamentarische 
Verfahren eingebracht werden

» Hinweis: 

» Die parlamentarische Sommerpause dauert vom 11. Juli bis zum   
7. September 2026. 

» Infos zum Verfahrensstand des PNOG auf der Webseite des BMG 
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https://www.bundesgesundheitsministerium.de/service/gesetze-und-verordnungen/detail/pflegeneuordnungsgesetz-pnog


Das Gesetzgebungsverfahren 
Hintergrund der Reform: Finanzielle Situation der Pflegekassen

» Die Pflegeversicherung  steht unter massivem finanziellem Druck. 

» Seit einigen Jahren übersteigen die Ausgaben für Pflegeleistungen die 
Einnahmen aus den Beiträgen deutlich.

» Erwartetes Defizit bis Ende 2026: 4,5 Mrd. Euro

» Warum hat sich die finanzielle Lage so drastisch verschärft?
» Hohe Inanspruchnahme: Die Zahl der pflegebedürftigen Menschen ist viel 

stärker gestiegen als ursprünglich prognostiziert und liegt mittlerweile bei 
über 6 Millionen.

» Kostenentwicklung: Steigende Löhne für Pflegekräfte erhöhen die Pflege-
kosten in der ambulanten und stationären Pflege.

» Demografischer Wandel: Das Verhältnis von Beitragszahlern zu Leistungs-
empfängern hat sich in den vergangenen Jahren stetig verringert. 1998 
waren es 29 Beitragszahlende pro Leistungsempfänger; 2025 nur noch 10. 
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

▪Das PNOG ordnet die Pflege- 
und Entlastungsleistungen neu.

▪Hier ergeben sich drastische 
Kürzungen bei der häuslichen 
Pflege gegenüber der derzeiti-
gen Situation.

▪Was fällt weg – Streichung des 
Gemeinsamen Jahresbetrages & 
Co.

▪Was ist neu? – Überbrückungs- 
und Sozialraumbudgets etc.
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das fällt weg:

» Gemeinsamer Jahresbetrag von 3.539 Euro im Jahr

» Verhinderungspflege als eigener Leistungstatbestand

» Weiterzahlung hälftiges Pflegegeld bei Verhinderungspflege

» Kostenpauschale für Verbrauchshilfsmittel von monatlich 42 Euro

» Entlastungsbetrag bei Pflegegrad 1
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen
Das ist neu: Aus Pflegegeld wird Entlastungsbudget

» Monatliche Leistungen werden geringfügig erhöht

» BEACHTE! Leistungen für Verhinderungspflege und Verbrauchshilfs-
mittel sollen künftig aus diesem Budget bestritten werden.

www.bvkm.de 8

Pflegegrad Pflegegeld Entlastungsbudget Erhöhung 

2 347 386 + 39

3 599 638 + 39

4 800 889 + 89

5 990 1.079 + 89



Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das ist neu: Aus Pflegegeld wird Entlastungsbudget

» Weitere Änderungen:

» Lediglich hälftige Zahlung des Entlastungsbudgets bei Pflegegrad 2 und 
3 in den ersten drei Monaten

» Zeitrahmen: Nach erstmaliger Feststellung eines Pflegegrades

» Grund: Gesetz sieht in dieser Zeit den Schwerpunkt bei der 
Pflegebegleitung

» Künftig keine Weiterzahlung des anteiligen Entlastungsbudgets bei 
Verhinderungspflege

» Grund: Verhinderungspflege gibt es künftig nicht mehr, sie soll aus dem 
Topf des Entlastungsbudgets finanziert werden

» BEACHTE: Lediglich bei Kurzzeitpflege wird das hälftige Entlastungsbudget 
weitergezahlt.
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen
Das ist neu: Aus Pflegesachleistung wird Sachleistungsbudget

» Monatliche Leistungen werden geringfügig erhöht

» BEACHTE! Leistungen für Verhinderungspflege und Verbrauchshilfs-
mittel sollen künftig aus diesem Budget bestritten werden.
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Pflegegrad Pflegesachleistung Sachleistungsbudget Erhöhung 

2 796 889 + 93

3 1.497 1.590 + 93

4 1.859 2.089 + 230

5 2.299 2.529 + 230



Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das ist neu: Aus Entlastungsbetrag wird Sozialraumbudget

» Anspruchsberechtigt: Menschen mit Pflegegrad 2 bis 5

» Bei Menschen mit Pflegegrad 1 sollen die Leistungen präventiver 
ausgestaltet werden; Stichwort: Pflegebegleitung

» Höhe der Leistung (Monatsbetrag): 

» 175 Euro für über 25-Jährige

» 300 Euro für unter 25-Jährige

» BEACHTE! 

» Bisherige Ansparmöglichkeit entfällt 

» Budget muss monatlich verbraucht werden
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das ist neu: Aus Entlastungsbetrag wird Sozialraumbudget

» Wofür kann man das Budget nutzen?

» Es ist nur noch einsetzbar für Angebote zur Unterstützung im 
Alltag (AUA). 

» Es gibt 3 Arten von AUA: 
» Betreuungsangebote

» Angebote zur Entlastung von Pflegenden

» Angebote zur Entlastung im Alltag

» BEACHTE! Das Budget ist nicht mehr einsetzbar für: 
» Leistungen der Tages- oder Nachtpflege,

» Leistungen der Kurzzeitpflege,

» Leistungen der ambulanten Pflegedienste
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das ist neu: Es wird ein neues Überbrückungsbudget eingeführt.

» Anspruchsberechtigt: Menschen mit Pflegegrad 2 bis 5

» Höhe der Leistung (Jahresbetrag): 

» Bei Pflegegrad 2 und 3: 1.855 Euro 

» Bei Pflegegrad 4 und 5: 2.285 Euro 

» Das Budget ist einsetzbar bei folgenden Bedarfen:

» Pflegerische Akutsituationen (ungeplanter Ausfall der Pflegeperson)

» Sonstige Überbrückungssituationen (geplanter Ausfall, z.B. Erholungs-
urlaub)
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das ist neu: Es wird ein neues Überbrückungsbudget eingeführt.

» Im Fokus: Pflegerische Akutsituation (ungeplanter Ausfall der 
Pflegeperson)

» In diesen Fällen ist das Budget einsetzbar für:

» Kurzzeitpflege

» Pflegesachleistungen in pflegerischen Akutsituationen (NEU!!!) 

» wird durchgeführt in der Häuslichkeit durch einen ambulanten Notdienst

» dieser übernimmt körperbezogene Pflegemaßnahmen sowie pflegerische 
Betreuungsmaßnahmen (keine Hauswirtschaft!)

» dauert in der Regel 3 Tage

» ab dem 4. Tag bedarf es einer Einschätzung der Pflegebegleitung über die 
weitere Versorgung 
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das ist neu: Es wird ein neues Überbrückungsbudget eingeführt.

» Im Fokus: Die neuen Pflegesachleistungen in pflegerischen 
Akutsituationen

» Das fordert der bvkm:

» Die pflegerische Akutversorgung muss auch 

» bei Kindern und Jugendlichen mit Behinderung, 

» bei Menschen mit Beatmung, Epilepsie, 

» herausforderndem Verhalten oder

» hohem Assistenzbedarf funktionieren.

» Ambulante Notdienste müssen auf die Pflege und den Umgang mit 
diesen Personenkreisen vorbereitet und Mitarbeitende entsprechend 
geschult sein.
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das ist neu: Es wird ein neues Überbrückungsbudget eingeführt.

» Im Fokus: Sonstige Überbrückungssituationen (geplanter Ausfall, 
z.B. Erholungsurlaub)

» In diesen Fällen ist das Budget lediglich einsetzbar für:

» Kurzzeitpflege

» BEACHTE!

» Es sind keine ausreichenden Angebote der Kurzzeitpflege für pflege-
bedürftige Kinder und Jugendliche mit Behinderung und Menschen 
mit komplexer Behinderung und/oder hohen behandlungspflege-
rischen Bedarfen vorhanden. Das Budget wird daher häufig verfallen.

» Das fordert der bvkm:

» Ausbau von Angeboten der Kurzzeitpflege für diese Personengruppen
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen
» Grundsätzliche Einschätzung des bvkm zum Überbrückungsbudget:

» Das Überbrückungsbudget wird in den meisten Fällen ins Leere laufen
» entweder, weil keine pflegerische Notfallsituation eintritt (was 

wünschenswert ist!) 
» oder weil keine ausreichenden Angebote der Kurzzeitpflege vorhanden 

sind 

» Im Ergebnis steht hier eine neue Leistung zur Verfügung, die sich auf 
dem Papier zunächst hilfreich liest, von den Pflegekassen aber nur in 
Ausnahmefällen zu leisten ist und damit wiederum hohes Einsparpo-
tenzial birgt. 

» Fazit: Das Überbrückungsbudget stellt keinen adäquaten Ausgleich für 
den Wegfall des Gemeinsamen Jahresbetrages dar, der derzeit von 
pflegenden Angehörigen flexibel für niedrigschwellige Entlastungs-
leistungen einsetzbar ist und damit jedes Jahr aufs Neue praktische 
Wirkung und tatsächlichen Nutzen entfaltet. 
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Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Das ist neu: 

Gesamtüberblick über die neuen Leistungen des Entlastungsbudgets, 
Sozialraumbudgets und Überbrückungsbudgets

» Die nachfolgenden Folien vergleichen die derzeitigen Leistungen 
(Stand: Juni 2026) mit den geplanten künftigen Leistungen (Gel-
tung ab 1. Januar 2027).

» Sie zeigen deutliche Leistungskürzungen insbesondere bei den 
über 25-jährigen Pflegebedürftigen.

» BEACHTE! Das neue Überbrückungsbudget bleibt beim Leistungs-
vergleich außen vor, weil es bei vielen Pflegebedürftigen nicht 
einsetzbar sein wird und daher verfällt.

www.bvkm.de 18



www.bvkm.de 19

Gesamtüberblick 
2026: Derzeitige Regelungen // Gesamtbeträge Pflegegeld, Gemeinsamer 

Jahresbetrag, Entlastungsbetrag und Betrag für zum Verbrauch 
bestimmte Pflegehilfsmittel pro Jahr

Pflegegrad/mtl. 

Pflegegeld

Pflege-
geld 

(x 12)

Gemein-
samer 
Jahresbetrag

Entlastungs-
betrag

(131 x 12)

Hilfsmittel

(42 x 12)

Gesamt-
betrag

2 / 347 4.164 3.539 1.572 504 9.779

3 / 599 7.188 3.539 1.572 504 12.803

4 / 800 9.600 3.539 1.572 504 15.215

5 / 990 11.880 3.539 1.572 504 17.495
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Gesamtüberblick
2027: Vorgesehene Regelungen im PNOG // Gesamtbeträge 

Entlastungsbudget und Sozialraumbudget pro Jahr für unter 25-Jährige

Pflegegrad/ 
mtl. Entlas-
tungsbudget

Entlastungs
budget
 (x 12)

Sozialraum-
budget 
(300 x 12)

Gesamt-
betrag

Unterschied zu 
2026

Überbrü-
ckungs-
budget

2 / 386 4.632 3.600 8.232 1.547 € weniger 1.855

3 / 638 7.656 3.600 11.256 1.547 € weniger 1.855

4 / 889 10.668 3.600 14.268 947 € weniger 2.285

5 / 1.079 12.948 3.600 16.548 947 € weniger 2.285
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Gesamtüberblick
2027: Vorgesehene Regelungen im PNOG // Gesamtbeträge 

Entlastungsbudget und Sozialraumbudget pro Jahr für über 25-Jährige

Pflegegrad/ 
mtl. Entlas-
tungsbudget

Entlastungs
budget
 (x 12)

Sozialraum-
budget 
(175 x 12)

Gesamt-
betrag

Unterschied zu 
2026

Überbrü-
ckungs-
budget

2 / 386 4.632 2.100 6.732 3.047 € weniger 1.855

3 / 638 7.656 2.100 9.756 3.047 € weniger 1.855

4 / 889 10.668 2.100 12.768 2.447 € weniger 2.285

5 / 1.079 12.948 2.100 15.048 2.447 € weniger 2.285



Die Neuordnung der Pflege- und 
Entlastungsleistungen

Zwischenfazit zur Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen

Das fordert der bvkm:

» Das neue Entlastungbudget ist Augenwischerei. Die geringfügige 
Erhöhung verschleiert erhebliche Leistungskürzungen. 

» Der bvkm fordert,
» den Gemeinsamen Jahresbetrag von 3.539 Euro vollständig in das 

Entlastungsbudget zu überführen,

» den derzeit zur Verfügung stehenden Betrag für Verbrauchshilfsmittel 
von monatlich 42 Euro vollständig in das Entlastungsbudget zu über-
führen,

» die im neuen Sozialraumbudget vorgesehenen Beträge in das Entlas-
tungsbudget zu überführen, um auch insoweit eine flexible und büro-
kratiearme Inanspruchnahme zu ermöglichen.
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Weitere Änderungen

▪Rente für pflegende Angehörige

▪ Einstufung in Pflegegrad 1, 2, 3

▪ Pflegebegleitung und Fallma-
nagement 

▪ Pflege-Cockpit

▪Beitragszuschlag bei der Fami-
lienversicherung
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Weitere Änderungen

Rente für pflegende Angehörige

» Ab dem 1. Januar 2027 sollen die beitragspflichtigen Einnahmen 
auf 70 Prozent der bisherigen Werte reduziert werden. 

» Zahlung der bisherigen Beiträge für nicht erwerbsmäßig tätige 
Pflegepersonen durch die Pflegeversicherung an die gesetzliche 
Rentenversicherung wird entsprechend reduziert

» Das fordert der bvkm,

» Rentenansprüche nicht zu kürzen, sondern die Pflege von Kindern und 
Erwachsenen mit Behinderung rentenrechtlich endlich besser als 
bislang anzuerkennen.
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Weitere Änderungen

» Änderungen bei der Einstufung in 
Pflegegrad 1, 2 und 3

▪ PG 1: 15 – 30 Punkte

▪ PG 2: 30 – 50 Punkte

▪ PG 3: 50 – 70 Punkte

▪ Begründung: Anstieg der Zahl der 
Pflegebedürftigen soll begrenzt 
werden

» Das fordert der bvkm: 

▪ die bisherige Schwellenwerte 
beizubehalten.
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Pflegegrad Punkte  
(= Schwellenwerte)

1 12,5 - 27

2 27 – 47,5

3 47,5 - 70

4 70 – 90

5 90 - 100



Weitere Änderungen

Pflegebegleitung und Fallmanagement 

» Im Fokus: Pflegebegleitung

» neuer Anspruch für Pflegebedürftige aller Pflegegrade in häuslicher 
Pflege auf präventionsorientierte, fachliche Begleitung und Unterstüt-
zung in der Pflege (sog. Pflegebegleitung)  

» soll als fachliche Begleitung unter anderem bei der Beantragung von 
Sozialleistungen, Suche nach Angeboten und Organisation weiterer 
Hilfen unterstützen 

» Gilt ab dem 1. Januar 2028; Grund: Es müssen zunächst entsprechen-
de Strukturen aufgebaut werden 
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Weitere Änderungen

Pflegebegleitung und Fallmanagement 

» Im Fokus: Fallmanagement 

» Intensive Stufe der Pflegebegleitung

» Dient der Koordinierung verschiedener Sozialleistungen

» Gilt nur für Pflegebedürftige mit besonderem Unterstützungsbedarf, 
laut Gesetzesbegründung liegt dieser Bedarf z.B. vor,

» bei vielschichtigem Krankheitsbild oder

» wenn An- und Zugehörige für die pflegerische Versorgung längerfristig 
nicht zur Verfügung stehen oder

» bei kognitiven Belastungsfaktoren wie Demenz
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Weitere Änderungen

Pflegebegleitung und Fallmanagement 

» Im Fokus: Fallmanagement

» Intensive Stufe der Pflegebegleitung

» Das fordert der bvkm:

» Jeder Pflegebedürftige sollte Anspruch auf Fallmanagement haben.

» Zumindest aber müssen besondere Bedarfslagen von Menschen mit 
Behinderung berücksichtigt werden, insbesondere

» herausforderndes Verhalten, 

» pflegebedürftige Kinder und Jugendliche mit ständig wechselnden Bedarfs-
lagen und Pflegesettings durch Übergänge in neue Lebensphasen von der 
Kita zur Schule oder von der Schule in Ausbildung/ Beruf/ Studium/ Werk-
statt für behinderte Menschen
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Weitere Änderungen

Pflege-Cockpit

» Es soll ein Pflege-Cockpit eingeführt werden. 

» Pflegekassen stellen damit einen digitalen Zugang bereit zu:

» Informationen, 

» Anträgen, 

» Leistungsübersichten, 

» Empfehlungen, 

» Anbieterlisten und 

» Beratungsangeboten  

» Die Inhalte sollen einfach, verständlich und wahrnehmbar sein. 

» Das fordert der bvkm:

» Die Anforderungen an Barrierefreiheit müssen dabei beachtet werden.
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Weitere Änderungen
Beitragszuschlag bei der Familienversicherung

» Familienversicherte Ehegatten und Lebenspartner sind bislang in der 
gesetzlichen Pflegeversicherung beitragsfrei mitversichert. 

» Für sie soll künftig ein Beitragszuschlag von 0,52 % des Beitragssatzes 
erhoben werden.

» Ausnahmen gelten für Versicherte,
» bei denen ein Kind im Haushalt lebt, das das 7. Lebensjahr noch nicht 

vollendet hat oder
» bei denen ein Mensch mit Behinderung im Haushalt lebt, der außerstande 

ist, sich selbst zu unterhalten

» BEACHTE! 
» Es handelt sich hier um eine entsprechende Folgeänderung zur Einfüh-

rung eines Beitragszuschlags bei der gesetzlichen Krankenversicherung
» Dort soll ein Beitragszuschlag von 3,5 % des Beitragssatzes erhoben 

werden (vgl. GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz).

www.bvkm.de 30

https://bvkm.de/ratgeber/gkv-beitragssatzstabilisierungsgesetz/
https://bvkm.de/ratgeber/gkv-beitragssatzstabilisierungsgesetz/
https://bvkm.de/ratgeber/gkv-beitragssatzstabilisierungsgesetz/


Weitere Änderungen

Beitragszuschlag bei der Familienversicherung

» Das fordert der bvkm:

» Die Ausnahmen von den Beitragszuschlägen müssen die beson-
dere Situation von Familien mit behinderten Kindern besser 
berücksichtigen.

» Ausnahme muss

» bei minderjährigen Kindern mit Behinderung über das 7. Lebensjahr 
hinaus gelten

» bei volljährigen Menschen mit Behinderung auch dann gelten, wenn 
sie nicht mehr im Haushalt der Eltern leben
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Stellungnahme des bvkm

» Der bvkm kritisiert, dass das vorgesehene Sparpaket Pflegebe-
dürftige und ihre Familien übermäßig belastet und die häusliche 
Pflege weiter schwächt.

» Ohne Deutschlands größten Pflegedienst – die pflegenden Ange-
hörigen –, würde die Pflege in Deutschland zusammenbrechen. 

» Eine Stärkung der häuslichen Pflege wäre daher dringend erfor-
derlich und ein wichtiges Zeichen gerade für Eltern von Kindern 
mit Behinderung, die ihre Kinder oft über viele Jahrzehnte in der 
eigenen Häuslichkeit pflegen und dafür häufig beruflich zurück-
stecken bzw. ihre Berufstätigkeit aufgeben müssen. 
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Stellungnahme des bvkm

» Der bvkm kritisiert deshalb insbesondere:

» die drastische Kürzung von niedrigschwelligen Entlastungsleistungen 
bei der Pflege im häuslichen Bereich,

» die Kürzungen bei der Rente von pflegenden Angehörigen,

» die Einschränkungen bei der Familienversicherung für mitversicherte 
Ehegatten,

» die Verschärfungen bei der Einstufung in Pflegegrade durch die 
Anhebung der Schwellenwerte,

» die Abschaffung des Entlastungsbetrages bei Pflegegrad 1
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Stellungnahme des bvkm

» Der bvkm fordert stattdessen echte Entlastung für pflegende Ange-
hörige:

» durch die vollständige Überführung des bisherigen Gemeinsamen 
Jahresbetrages in die Sachleistungs- und Entlastungsbudgets, 

» durch die vollständige Überführung des derzeit zur Verfügung stehen-
den Betrages für zum Verbrauch bestimmte Pflegehilfsmittel in Höhe 
von monatlich 42 Euro in die Sachleistungs- und Entlastungsbudgets,

» durch die vollständige Überführung der im neuen Sozialraumbudget 
(ehemals Entlastungsbetrag) vorgesehenen Beträge in die Sachleis-
tungs- und Entlastungsbudgets, um auch insoweit eine flexible und 
bürokratiearme Inanspruchnahme zu ermöglichen,

» durch Verbesserungen in der Pflegeinfrastruktur, insbesondere den 
Ausbau von Angeboten der Kurzzeitpflege für pflegebedürftige Kinder 
und Menschen mit Behinderung mit hohen Unterstützungsbedarfen. 
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Stellungnahme des bvkm

» Außerdem fordert der bvkm:

» die Einführung einer Lohnersatzleistung für pflegende Angehörige

» Begründung: 

» mangels ausreichender Betreuungs- und Unterstützungsangebote 
arbeitet häufig ein Elternteil (in der Regel die Mütter) zumindest 
phasenweise nicht oder in Teilzeit

» eine Lohnersatzleistung für pflegebedingte Auszeiten nach dem 
Vorbild des Elterngeldes würde hier einen angemessenen Ausgleich 
schaffen
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Stellungnahme des bvkm

» Außerdem fordert der bvkm:

» die Sicherstellung der Versorgung mit Inkontinenzhilfen in der 
erforderlichen Qualität und Menge. 

» Begründung: Stärkt die Prävention!

» Beim Pflegebedürftigen: vermeidet Wundliegen und Dekubitus und 
damit hohe Folgekosten durch Behandlung (Medikamente, häusliche 
Krankenpflege) und Anstieg des Pflegebedarfs.

» Bei pflegenden Angehörigen: schont die Kräfte, Gesundheit und 
Ressourcen, weil ein Wechsel der Inkontinenzhilfen seltener erforder-
lich ist und die Inkontinenzhilfen seltener auslaufen, wodurch sich 
auch der Aufwand für das Wechseln und Waschen von verschmutzter 
Kleidung und Bettwäsche minimiert.
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Hier finden Sie die Stellungnahme des bvkm 
vom 10. Juni 2026 zum 

Pflegeneuordnungsgesetz

https://bvkm.de/ratgeber/pflegereform/
https://bvkm.de/ratgeber/pflegereform/


www.bvkm.de

Danke für Ihre 
Aufmerksamkeit!


	Folie 1:   Das Pflegeneuordnungsgesetz – PNOG
	Folie 2: Gliederung
	Folie 3: Das Gesetzgebungsverfahren 
	Folie 4: Das Gesetzgebungsverfahren 
	Folie 5: Das Gesetzgebungsverfahren 
	Folie 6: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 7: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 8: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 9: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 10: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 11: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 12: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 13: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 14: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 15: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 16: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 17: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 18: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 19
	Folie 20
	Folie 21
	Folie 22: Die Neuordnung der Pflege- und Entlastungsleistungen
	Folie 23: Weitere Änderungen
	Folie 24: Weitere Änderungen
	Folie 25: Weitere Änderungen
	Folie 26: Weitere Änderungen
	Folie 27: Weitere Änderungen
	Folie 28: Weitere Änderungen
	Folie 29: Weitere Änderungen
	Folie 30: Weitere Änderungen
	Folie 31: Weitere Änderungen
	Folie 32: Stellungnahme des bvkm
	Folie 33: Stellungnahme des bvkm
	Folie 34: Stellungnahme des bvkm
	Folie 35: Stellungnahme des bvkm
	Folie 36: Stellungnahme des bvkm
	Folie 37: Stellungnahme des bvkm
	Folie 38
	Folie 39: Danke für Ihre Aufmerksamkeit!

